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1Arbeitsrechtliche Grundbegriffe (1)

I. Arbeitsrecht

Individualarbeitsrecht
Ü Regelung der Rechtsbeziehungen zwischen

dem Arbeitgeber und einzelnen Arbeit nehmern

n erfasst u.a. Begründung, Inhalt, Störung, Beendi -
gung von Arbeitsverhältnissen

Kollektives Arbeitsrecht
Ü Regelung der Rechtsbeziehungen der arbeits -

recht lichen Koalitionen und Beleg schafts ver -
tretungen zu ihren Mitgliedern und Geg nern

n erfasst u.a. Betriebsverfassungs-, Tarif ver trags-,
 Arbeitskampf-, Mitbestimmungsrecht

Ü Sonderrecht (Schutzrecht) der Arbeitnehmer

IV. Arbeitsverhältnis

Ü Gesamtheit der durch Arbeitsvertrag begründeten Rechtsbeziehungen zwischen AG und AN

II. Betrieb

Ü organisierte Einheit, innerhalb derer der Inhaber allein oder in Gemeinschaft mit seinen Mit ar bei tern mit-
hilfe von sachlichen und immateriellen Mitteln bestimmte arbeitstechnische Zwecke un mit telbar fortge-
setzt verfolgt

III. Unternehmen

Ü organisatorische Einheit, mit welcher der Inhaber einen entfernteren wirtschaftlichen oder ide ellen Zweck
verfolgt
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V. Arbeitsvertrag

Ü privatrechtlichen Vertrag, durch den jemand im Dienste eines anderen zur Leistung weisungsgebundener,
fremdbestimmter Arbeit in per sönlicher Abhängigkeit verpflichtet wird, vgl. § 611a I 1 BGB

Voraussetzungen:
1. privatrechtlicher Vertragð (–) bei öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen (Beamte, Richter, etc.), 

bei familienrechtl., gesetzl. Verpflichtung (§§ 1353, 1360, 1619 BGB)

2. Dienstvertrag i.S.v. § 611 BGB, da Arbeitnehmer „im Dienste eines anderen steht“, vgl. § 611a I 1 BGB

(1) nur Tätigkeit geschuldet, kein Erfolg; Abgrenzung zum Werkvertrag, § 631 BGB

(2) für einen anderen, nicht für einen gemeinsamen Zweck; Abgrenzung zum Gesellschafts ver trag, § 705 BGB

(3) Entgeltlichkeit (nach h.M. keine zwingende Begriffsvoraussetzung); Abgrenzung zum Auftrag, § 662 BGB

3. unselbstständige Dienste, da Arbeitnehmer zu weisungsgebundener fremdbestimmter Arbeit in persön -
licher Abhängigkeit verpflichtet ist, vgl. § 611a I 1 BGB 
n Gem. § 611a I 1 BGB ist Weisungsgebundenheit ein wichtiger Aspekt für die Abgrenzung.

Gem. § 611 a I 3 BGB ist weisungsgebunden, wer nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestaltet und
seine Arbeitszeit bestimmen kann (Weisungsgebundenheit in fachlicher und zeitlicher Hinsicht).

n Gem. § 611a I 5 BGB ist jedoch Gesamtbetrachtung aller Umstände vorzunehmen:

– Hauptindizien für Unselbstständigkeit
-- Eingliederung in fremden Produktionsbereich
-- Ganze Arbeitskraft geschuldet
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V. Arbeitsvertrag (Fortsetzung)

– Nebenindizien für Unselbstständigkeit (keine entscheidende Bedeutung)
-- Entlohnung durch festes Gehalt
-- Lohnzahlung bei Urlaub, Krankheit
-- Abführen von Lohnsteuern, Sozialversicherungsleistungen
-- Bezeichnung als Arbeiter/Angestellter

VI. Arbeitnehmer (AN)

Ü wer aufgrund eines Arbeitsvertrags zur Arbeitsleistung verpflichtet ist
n Einteilung = alle AN sind entweder Arbeiter oder Angestellte

– Angestellter (nach herrschender Verkehrsauffassung): wer kaufmännische, büromäßige oder sonst vor-
wiegend geistige Arbeit leistet

– Arbeiter: wer überwiegend körperliche Arbeit leistet

ð Abgrenzung wegen weitgehender gesetzlicher Gleichstellung nur noch von geringer arbeitsrechtlicher
Be deutung

Ist unterschiedliche Regelung für Arbeiter und Angestellte vorhanden – z.B. in einem Tarifvertrag –, liegt
evtl. Verstoß gegen Art. 3 I GG vor.
a

VII. Arbeitgeber (AG)

Ü jede natürliche oder juristische Person, die mindestens einen AN beschäftigt
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IX. Leitende Angestellte (definiert in § 5 III 2 BetrVG)

n sind rechtlich AN, üben aber wegen ihrer leitenden Stellung teilweise AG-Funktionen aus
ð rechtliche Sonderbehandlung, z.B. gilt nicht BetrVG, sondern SprecherausschussG

VIII. Arbeitnehmerähnliche Person

Ü Dienst- oder Werkleistende, die vom Unternehmer nicht persönlich, aber wirtschaftlich abhängig sind
und auch nach ihrer gesamten sozialen Stellung mit AN vergleichbar sind

n auf arbeitnehmerähnliche Personen ist das Arbeitsrecht grundsätzlich nicht anwendbar, es sei denn, dies
ist ausdrücklich angeordnet (z.B. § 5 I 2 ArbGG, § 2 S. 2 BUrlG, § 12 a TVG)
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I. EU-Recht

II. Verfassung

III. Zwingendes Gesetzesrecht

IV. Zwingende Tarifvertragsnormen

V. Zwingende Bestimmungen einer
Betriebsvereinbarung

VI. Einzelarbeitsvertrag ergänzt durch allg. Arbeits -
bedingungen, Gleichbehandlungs grundsatz, 

betriebliche Übung (vgl. 2 6, 7, 8)

VII. Dispositive Kollektivvereinbarung, dispositives Gesetzesrecht

VIII. Direktionsrecht des Arbeitgebers (vgl. 2 7)

bei Konkurrenz auf derselben Rangstufe gelten das Spezialitäts- u. Ord   nungs   prin -
zip, wonach die speziellere der allg. bzw. die neuere der älteren Regelung vorgeht

Auswirkungen der Schuldrechtsreform
n gem. Art. 229 § 5 S. 2 EGBGB gilt neues Schuldrecht seit 01.01.2003 für Dauerschuld ver hält nisse, die
be  reits vor dem 01.01.2002 bestanden haben

a

bei Konkurrenz auf
verschiedenen Rang -
stufen gilt das Rang -
prinzip: die rang-
höhere Regelung ver-
drängt die rangniede-
re Regelung

Ausnahme:
„Günstigkeitsprin -
zip“: rang niedere
Regelung im ArbV
geht der ranghöheren
im TV vor, wenn sie
für AN günstiger ist,
vgl. § 4 III TVG (gilt
analog für Ver hältnis
ArbV – Be triebs ver -
einbarung)
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I. Allgemeine Arbeitsbedingungen

1. Begriff = vom AG einseitig aufgestellte und den einzelnen Arbeitsverträgen formularmäßig zugrunde ge -
legte sog. Einheitsarbeitsverträge oder vom AG durch Aushang oder Schreiben be kannt ge -
machte Rege lungen des Arbeitsverhältnisses, die für alle AN eines Betriebs oder für bestimmte
Gruppen gelten sollen (Gesamtzusage).

2. Inhaltskontrolle
n erfolgt gem. §§ 307 ff. BGB, da gem. § 310 IV 2 BGB die Vorschriften über All ge meine Ge schäftsbedin -

gun gen auch auf Arbeitsverträge Anwendung finden – allerdings unter an gemessener Be achtung der
im Ar beits recht geltenden Besonderheiten. Zudem ist § 305 II, III BGB (Einbeziehung) nicht anzuwenden.

Unter den Beson der heiten des Arbeitsrechts sind nach h.M./BAG diejenigen Normen zu verstehen, die
sich im Arbeitsrecht als Rechtsgebiet im Ganzen be sonders auswirken. D.h. der gesamte Abschnitt der
§§ 305 ff. BGB ist auf Arbeitsverträge grds. anwendbar, der Vorbehalt in § 310 IV 2 BGB lässt aber in
begründeten Einzelfällen eine Korrektur zu.

Nach BAG verstößt die formularmäßige Vereinbarung einer Vertragsstrafe für den Fall der rechts wid -
rigen Lösung von einem Arbeitsvertrag nicht gegen § 309 Nr. 6 BGB, da die fehlende Voll streckbarkeit
der Arbeitsleistung gem. § 888 III ZPO eine im ArbR geltende Besonder heit i.S.v. § 310 IV 2 BGB ist. Sie
kann aber bei unverhältnismäßiger Höhe gegen § 307 I BGB verstoßen. 

n Diese Normen enthalten z.T. unbestimmte Rechtsbegriffe, bei deren Auslegung die Wertung der Grund -
 rechte zum Zuge kommen kann.

a
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II. Direktionsrecht

n Begriff: Recht des AG, im Rahmen des Arbeitsvertrags die Arbeitspflicht des AN nach Zeit, Art und Ort zu
konkretisieren und diesem bestimmte Arbeiten zuzuweisen; seit 01.01.2003 in § 106 GewO geregelt

n Grenze: Arbeitsvertrag; nach Billigkeit zu bestimmen gem. § 106 GewO
unbestimmter Rechtsbegriff ð Wertung der Grundrechte kann bei der Auslegung herangezogen werden

n In Notsituationen muss AN vorübergehend eine vertraglich nicht geschuldete Tätigkeit übernehmen,
wenn sie nicht zu sehr von der eigentlich geschuldeten Tätigkeit abweicht.

a

III. Gleichbehandlungsgrundsatz

1. Inhalt: verbietet die willkürliche, d.h. sachfremde Schlechterstellung einzelner AN gegen über an de -
ren, vergleichbaren AN

2. dogmatische Einordnung str.:
n z.T. unmittelbare Wirkung des Art. 3 GG
n z.T. Fürsorgepflicht des AG
n z.T. allgemeiner Rechtsgedanke u.a. aus § 75 BetrVG, Art. 45 AEUV

3. Voraussetzungen für einen Anspruch aus § 611a I BGB i.V.m. Gleich behand lungs grund satz
(1) Maßnahme unterliegt der einseitigen Gestaltungsmacht des AG

Bei ausgehandelten Arbeitsbedingungen hat der Grundsatz der Vertragsfreiheit Vor rang.
(2) Maßnahme ist generell motiviert und wird generell durchgeführt (Regelhaftigkeit)
(3) sachwidrige Ungleichbehandlung einzelner AN

4. Rechtsfolge: der willkürlich Ausgeschlossene hat einen Anspruch auf dieselbe Leistung, von der er zu
Un recht aus geschlossen wurde; sog. „anspruchserzeugende Wirkung“

a
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IV. Betriebliche Übung

Ü regelmäßige Wiederholung bestimmter gleichmäßiger Verhaltensweisen durch AG, aus der AN schlie ßen
kön nen, dass ihnen eine Leistung/Vergünstigung auf Dauer gewährt werden soll oder dass für sie auf
Dauer eine bestimmte Verpflichtung begründet werden soll

Betriebliche Übung zu Ungunsten der AN ist mit § 308 Nr. 5 BGB unvereinbar!
1. dogmatische Begründung str.: 
(1) Vertragstheorie (insbes. BAG): AG macht durch die regelmäßige Wiederholung ein Vertrags an ge bot,

welches die AN gem. § 151 BGB stillschweigend annehmen
(2) Vertrauenshaftungstheorie: AG erweckt durch die regelmäßige Wiederholung bei AN schutz würdi -

ges Vertrauen für die Zukunft, sodass eine Änderung seines Verhaltens gegen § 242 BGB verstoßen
würde

2. Voraussetzungen für Anspruch aus § 611a BGB i.V.m. betrieblicher Übung:
(1) tatsächliche Übung: mindestens dreimalige Wiederholung einer bestimmten Verhaltensweise
(2) kein Vorbehalt der Freiwilligkeit durch AG
(3) Annahme durch AN

3. Rechtsfolge: Anspruch der AN aus § 611a BGB i.V.m. betrieblicher Übung auf die durch die bestimmte
Ver haltensweise gewährte Leistung
Ausnahme: Existenzgefährdung des Betriebs

4. Beseitigung:Widerruf, wenn Widerrufsvorbehalt vereinbart; Aufhebungsvertrag; Änderungskündigung
Beseitigung durch gegenläufige betriebliche Übung scheitert i.d.R. an § 308 Nr. 5 BGB!

Unterschied:
n Freiwilligkeitsvorbehalt lässt Anspruch aus betrieblicher Übung nicht entstehen
n bei Widerrufsvorbehalt entsteht Anspruch aus betriebl. Übung, entfällt bei Widerruf aber für die Zu kunft

a

a

a



ArbR
9AN = Verbraucher i.S.v. § 13 BGB?

„relativer Verbraucherbegriff“
n Grds.: AN kein Verbraucher
n Ausn.: AN handelt als Käufer, Mieter, Darlehens -

nehmer etc.

arg.:
(1) Allgemeiner Sprachgebrauch: „Verbraucher“ 

= jemand, der eigene Bedürfnisse durch
Rechts  geschäfte deckt

(2) VerbraucherschutzR für AN nicht erforderlich,
da ArbR eigenes SchutzR für AN aufweist

(3) Gesetz differenziert auch heute noch zwischen
AN und Verbraucher, vgl. § 310 IV 2 BGB und
§ 310 III BGB

„absoluter Verbraucherbegriff“ (h.M.; Rspr.)
n AN = Verbraucher

arg.:
(1) Wortlaut des § 13 BGB

(2) nach seiner systematischen Stellung im BGB AT
findet § 13 BGB auf alle Rechtsgeschäfte – also
auch auf Arbeitsverträge – Anwendung

(3) Entstehungsgeschichte zu § 310 IV 2 BGB:
Inhaltskontrolle im ArbR soll nicht unter
Schutz niveau des ZivilR bleiben ð allg. Rechts -
gedanke: Verbraucherschutz auf AN erstrecken

Ü Von der Verbrauchereigenschaft hängt die Anwendbarkeit verschiedener Schutzvorschriften ab, 
z.B. § 312 g i.V.m. § 355, § 310 III, § 288 II, §§ 491 ff. BGB.

Klausurtipp: Beim persönlichen Anwendungsbereich dem „absoluten Verbraucherbegriff“ folgen, um beim
sachlichen Anwendungsbereich einzelfallbezogen abwägen zu können, ob AN-Schutz über diese Ver brau -
cher schutzregelung sinnvoll ist.

a
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